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Bestärkung argentinischer Frauenbewegung
Deutsche Außenministerin zeichnet #NiUnaMenos aus
Von Catharina Luisa Deege
Die #NiUnaMenos-Vertreterinnen Hinde Pomeraniec, Mariana Carbajal, Ana Elena Correa, Ingrid Beck mit Ministerin Annalena Baerbock (v.l.n.r.). (Foto: Deutsche Botschaft)
Buenos Aires/Berlin (AT) - „Für Frauen und Mädchen ist diese Welt kein sicherer Ort“, holt Annalena Baerbock aus und erzählt die Geschichte von Chiara Páez - einer 14-jährigen Argentinierin, die von ihrem Freund ermordet wurde. Der Tod der Jugendlichen löste 2015 eine Welle feministischer Proteste im ganzen Land aus und gilt als Geburtsstunde der in Lateinamerika gegenwärtigen Frauenbewegung #NiUnaMenos (dt.: Nicht eine weniger). Diese ist unter anderem dafür verantwortlich, dass Fälle wie der von Chiara Páez heute als Femizide erfasst werden.
Die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock zeichnete am Dienstag Repräsentantinnen der #NiUnaMenos-Bewegung zur Eröffnung der „Semana UNIDAS“ aus. Den zum ersten Mal verliehenen und mit 10.000 Euro dotierten „UNIDAS“-Preis für Frauenrechte und Demokratie nahmen die in Buenos Aires geborenen Journalistinnen Hinde Pomeraniec, Ingrid Beck sowie die Autorinnen Ana Elena Correa und Mariana Carbajal in Berlin entgegen.
„Dass Frauen wegen ihres Geschlechts getötet werden, das passiert so häufig, nicht nur in Argentinien, sondern so häufig weltweit, dass wir dafür ein eigenes Wort brauchen. Femizide machen Lateinamerika und die Karibik für Frauen und Mädchen zu den gefährlichsten Regionen der Welt“, so Baerbock. „Aber ich sage klar: Femizide sind in allen Ländern schockierende Realität. Auch in Deutschland ist die Zahl der gewaltsamen Übergriffe auf Frauen empörend hoch. Jede dritte Frau in Deutschland wird im Laufe ihres Lebens Opfer von Gewalt“, betont die Ministerin in ihrer Rede zur Preisübergabe.
Annalena Baerbock beschreibt Argentinien als ein Land, in dem heute Frauenmorde offen angeprangert werden. Die 2015 gegründete #NiUnaMenos-Bewegung habe gezeigt, dass man zusammen mehr erreicht, als wenn jeder für sich kämpft: „Das ist der Spirit, für den unser Netzwerk steht: vereint - UNIDAS!“
Auch der deutsche Botschafter in Argentinien, Dr. Ulrich Sante, sprach Glückwünsche aus und erklärte: „#NiUnaMenos hat weltweit Hunderttausende von Menschen mobilisiert und in Argentinien die Themen Femizide und geschlechtsspezifische Gewalt auf die Tagesordnung der Medienberichterstattung gesetzt.“ Sante hob außerdem positiv hervor, dass die Bewegung auch jüngere Generationen frühzeitig über das Thema aufkläre.
„UNIDAS“ gilt als zentraler Bestandteil der Lateinamerika- und Karibik-Initiative des Auswärtigen Amts und hat die Gleichstellung der Geschlechter zum Ziel. Einmal pro Jahr wird der „UNIDAS“-Preis nun an Einzelpersonen, Nichtregierungsorganisationen oder politische Gruppen wie #NiUnaMenos vergeben.
Der Name der feministischen Bewegung entspringt einem Protestruf der Mexikanerin Susana Chávez: „Ni una mujer menos, ni una muerte más“ (dt.: Nicht eine Frau weniger, nicht ein Tod mehr). Die Aktivistin wurde selbst im Jahr 2011, noch vor der Gründung von #NiUnaMenos, Opfer eines Femizids.
Lateinamerika
Fujimori freigelassen
Gericht lässt Freilassung von Perus Ex-Präsident zu
Alberto Fujimori.
Lima (dpa) - Mehr als zehn Jahre vor Ablauf seiner Haftstrafe wegen Menschenrechtsverletzungen soll der frühere peruanische Präsident Alberto Fujimori freikommen. Das Verfassungsgericht des südamerikanischen Landes gab am Donnerstag einem Antrag statt, die Aufhebung einer Begnadigung Fujimoris zu annullieren - die Begnadigung tritt damit wieder in Kraft. Der damalige Präsident Pedro Pablo Kuczynski hatte den Ex-Staatschef an Weihnachten 2017 wegen dessen schlechten Gesundheitszustands aus humanitären Gründen begnadigt. Perus Oberster Gerichtshof stufte dies als verfassungswidrig ein und hob die Begnadigung im Oktober 2018 auf.
Perus Vizejustizminister Juan Carrasco kündigte nun nach Medienberichten an, die Regierung werde gegen das Urteil vom Donnerstag vor den Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte (CIDH) ziehen. Für so schwere Taten wie Verbrechen gegen die Menschlichkeit komme eine Begnadigung nicht infrage. Außenminister César Landa schrieb auf Twitter, das Urteil sei ungültig, da es gegen frühere CIDH-Entscheidungen verstoße.
Wegen schwerer Menschenrechtsverletzungen verbüßte der 83 Jahre alte Fujimori eine 25-jährige Haftstrafe. In seiner Amtszeit von 1990 bis 2000 hatte er Sicherheitskräfte rigoros gegen linke und angeblich subversive Kräfte vorgehen lassen, das Parlament wurde entmachtet. Der Staat sah sich damals durch die maoistische Terrororganisation “Leuchtender Pfad” bedroht. Zudem wurden Zehntausende indigene Frauen zwangssterilisiert, um ihre Kinderzahl zu reduzieren. Sie wurden als Entwicklungshemmnis angesehen.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
BRASILIEN
Tote bei Einsatz in Favela
Rio de Janeiro - Bei einem Polizeieinsatz in einer Favela in Rio de Janeiro sind nach Angaben der Sicherheitskräfte sechs Kriminelle getötet worden. Weitere vier Kriminelle seien festgenommen sowie sechs Schusswaffen, eine Granate, Autos und Drogen beschlagnahmt worden, teilte die Militärpolizei des gleichnamigen Bundesstaates am Sonntag mit. Der Einsatz im Armenviertel Chapadão im Norden der Metropole habe einer auf Frachtdiebstahl spezialisierten Bande gegolten. In keinem anderen Land der Welt kommen so viele Menschen bei Polizeieinsätzen ums Leben wie in Brasilien.
CHILE
Schusswaffen gestohlen
Santiago de Chile - Aus einem Militärdepot in Chile haben unbekannte Täter über 50 Schusswaffen gestohlen. Bei einem Großteil der 56 entwendeten Waffen handele es sich um Pistolen, berichtete die Zeitung „El Mercurio“ am Montag unter Berufung auf die Polizei. Demnach gaben sich die Täter als Mitarbeiter eines Waffengeschäfts aus, die Schusswaffen aus dem Zentrum für Forschung und Kontrolle der Streitkräfte (IDIC) in der Hauptstadt Santiago de Chile abholen wollten. Dort werden alle neu in das Land gelieferte Waffen registriert. Die Verdächtigen ließen sich den Angaben zufolge die Waffen aushändigen und traten die Flucht an. Später stellten die Soldaten fest, dass das Waffengeschäft niemanden zur Abholung geschickt hatte, und alarmierten die Polizei.
KOLUMBIEN
Schnellboot mit Kokain
San Andrés - Mit Unterstützung des US-Militärs haben kolumbianische Sicherheitskräfte im Karibischen Meer ein Schnellboot mit rund 3,4 Tonnen Kokain an Bord abgefangen. Der Wert der beschlagnahmten Drogen werde auf mehr als 120 Millionen US-Dollar geschätzt, teilte die kolumbianische Marine am Sonntag mit. Flugzeuge der Luftwaffe und der Marine hätten mit Hilfe der US-Streitkräfte das verdächtige Boot geortet. Einer schnellen Eingreiftruppe der Küstenwache sei es nach einer Verfolgungsjagd schließlich gelungen, das Schnellboot rund 120 Seemeilen (gut 220 Kilometer) vor der kolumbianischen Inselgruppe San Andrés und Providencia zu stoppen.
MEXIKO
Neuer Hauptstadtflughafen
Zumpango - In Mexiko ist ein zweiter Hauptstadtflughafen eröffnet worden. Der erste kommerzielle Flieger startete am Montag vom internationalen Flughafen Felipe Ángeles. Bei dessen Bau auf einem Militärstützpunkt rund 50 Kilometer nördlich von Mexiko-Stadt handelte es sich um eines der wichtigsten Infrastrukturprojekte der Regierung des populistischen Präsidenten Andrés Manuel López Obrador - neben einer Zugstrecke auf der Halbinsel Yucatán und einer Ölraffinerie. „Mission erfüllt“, verkündete dieser bei einer Pressekonferenz vor Ort.
NICARAGUA
„Diktatur“ angeprangert
Managua - Nicaraguas Botschafter bei der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), Arturo McFields, hat sich überraschend gegen die Regierung seines eigenen Landes gestellt. „Es ist nicht leicht, die Diktatur in meinem Land anzuprangern, aber zu schweigen und das Unhaltbare zu verteidigen, ist unmöglich. Ich muss sprechen, auch wenn ich Angst habe“, sagte McFields am Mittwoch in einer Videoschalte des Permanenten Rats der OAS. (dpa/mc)
Internationale Politik
EU bekommt neue Eingreiftruppe
Deutschland bietet Soldaten an
Deutschland bot der EU an, den Kern der neuen Eingreiftruppe zu stellen. (Foto: dpa)
Brüssel (dpa) - Die EU bekommt eine neue militärische Eingreiftruppe. Der multinationale Verband mit bis zu 5000 Soldaten ist Teil eines neuen sicherheitspolitischen Konzepts, das die Außen- und Verteidigungsminister der 27 Mitgliedstaaten am Montag in Brüssel beschlossen. Darin wird festgelegt, welche Fähigkeiten die EU künftig beim Management von Konfliktsituationen haben muss. Die neue Truppe soll spätestens 2025 einsatzbereit sein.
Verteidigungsministerin Christine Lambrecht (SPD) bot den EU-Partnern an, dass Deutschland dann den Kern der neuen Einsatztruppe stellt. Es sei wichtig, klar das Signal zu senden, dass man füreinander einstehe, sagte die SPD-Politikerin in Brüssel. Lambrecht bezeichnete die geplante Eingreiftruppe als „militärisches Herzstück“ des Konzepts, das offiziell Strategischer Kompass genannt wird.
Denkbar wäre auch, dass die Truppe früher startet als in drei Jahren. Dies wird aber für unwahrscheinlich gehalten. Erste Entwürfe für den von Deutschland initiiertem Kompass gab es schon lange vor Russlands Angriff auf die Ukraine. Die Pläne wurden nach Angaben von Diplomaten nun überarbeitet.
So wird in der jetzt beschlossenen Version deutlicher gemacht, dass sich die EU auch mit nuklearen Bedrohungen auseinandersetzen muss. Zudem wird festgehalten, dass die Mobilität der europäischen Streitkräfte „dringend“ verbessert werden muss. Ein Satz, der die Zusammenarbeit mit Moskau in ausgewählten Themenbereichen ermöglichen sollte, wurde hingegen ersatzlos gestrichen.
Zur neuen Truppe sollen je nach Bedarf neben Bodentruppen auch Luft- und Seestreitkräfte gehören. Es gehe darum, unterschiedliche miteinander kombinierbare „Module“ zu haben, erklärte der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell bereits Ende vergangenen Jahres. Unterschiedliche Einsatzszenarien könnten beispielsweise das Eingreifen in einen bewaffneten Konflikt, die Evakuierung von Menschen oder das Sichern eines Flughafens sein.
Diskussionen über den Aufbau einer solchen Eingreiftruppe gibt es in der EU bereits seit längerem. Sie wurden durch die militärische Abhängigkeit von den USA beim Evakuierungseinsatz in Afghanistan im Sommer vergangenen Jahres noch einmal befeuert.
Danach legte Deutschland gemeinsam mit anderen EU-Staaten einen Vorschlag zum Aufbau einer Eingreiftruppe vor. Er beabsichtigte, die bereits existierenden EU-Battlegroups zu schlagkräftigen und kurzfristig einsetzbaren Krisenreaktionskräften weiterzuentwickeln. Dazu sollen auch Weltraum- und Cyberfähigkeiten sowie Spezialeinsatzkräfte und strategische Lufttransportkapazitäten bereitgestellt werden.
Diese Idee wird nun aufgenommen. Die neue Truppe soll demnach aus substanziell veränderten EU-Battlegroups und anderen Streitkräften der Mitgliedstaaten bestehen. Das bisherige Konzept sieht vor, dass ständig zwei Einheiten mit im Kern jeweils rund 1500 Soldaten bereitgehalten werden, die alle sechs Monate wechselnd von unterschiedlichen EU-Staaten zur Verfügung gestellt werden. Zuletzt hatte es immer wieder Probleme gegeben, genügend Truppen zusammenzubekommen. Zum Einsatz kamen die EU-Kräfte noch nie.
Internationale Politik
Reform im Vatikan
Heiliger Stuhl veröffentlicht neues Grundgesetz
Der Reformprozess von Papst Franziskus steht kurz vor dem Abschluss. (Foto: dpa)
Rom (dpa) - Überraschend hat der Vatikan am Wochenende ein seit Jahren erwartetes neues Grundgesetz veröffentlicht, mit dem Papst Franziskus den Verwaltungsapparat des Heiligen Stuhls reformieren will. Die Mitteilung des Pressesaals erreichte die Öffentlichkeit gegen Samstagmittag. Weiter wollte sich der Vatikan zunächst nicht dazu äußern, er verwies auf eine Pressekonferenz an diesem Montag. Die neue Apostolische Konstitution mit dem lateinischen Titel „Praedicate Evangelium“ (Verkündet das Evangelium) werde am 5. Juni dieses Jahres in Kraft treten, hieß es. An diesem Tag werde damit der Reformprozess der Römischen Kurie abgeschlossen.
Franziskus setzt damit die alte Verfassung „Pastor Bonus“ (Der gute Hirte) außer Kraft, die Papst Johannes Paul II. 1988 erließ und die der heute emeritierte Papst Benedikt XVI. später im Jahr 2011 änderte. Seit 2013 arbeitete ein Gremium aus mehreren Kardinälen an der Neuordnung der Kurie. Der reformwillige Franziskus, der am Samstag den neunten Jahrestag seiner Amtseinführung beging, setzte das Beratergremium nach seiner Ernennung dafür ein.
Die neue Verfassung enthält auf mehr als 50 Seiten 250 Paragrafen, die die Dikasterien - also so etwas wie die Ministerien des Heiligen Stuhls - und weitere Verwaltungsteile betreffen. Franziskus zeigt damit, auf welche Themen er in der katholischen Kirche den Fokus legen will und wertet einige Bereiche der Kirchen-Verwaltung auf. Zunächst legte er fest, dass alle Einrichtungen der Kurie - außer das Staatssekretariat - nun Dikasterien seien. Er sorgte damit für eine Vereinheitlichung im vatikanischen Bezeichnungsdurcheinander.
Die Kurie soll sich einfach gesagt stärker in den Dienst der Ortskirchen stellen und sich mehr auf die Mission fokussieren. Die Reform solle eine effektivere Verbreitung des Glaubens fördern und einen konstruktiveren Dialog anregen, schrieb Franziskus im Vorwort. Dieses Ziel unterstrich er mit dem Zusammenlegen mehrerer Behörden zum neuen Dikasterium für Evangelisierung. Ihm wird der Papst selbst vorstehen, was zeigt, wie wichtig Franziskus dieses Thema ist.
Festgeschrieben ist auch, dass Frauen künftig Einrichtungen leiten können. Franziskus beförderte bereits in den vergangenen Monaten Frauen in höhere Positionen innerhalb der Kurie.
Die Verfassung geht in einem Paragrafen auch auf das Thema sexueller Missbrauch ein. Die Päpstliche Kommission zum Schutz Minderjähriger solle etwa Bischöfe und Bischofskonferenzen unterstützen, Strategien zu entwickeln, um Minderjährige vor sexuellem Missbrauch zu schützen, hieß es im Abschnitt zum Dikasterium für Glaubenslehre (vormals Glaubenskongregation). Dem Dikasterium müssen Missbrauchsfälle in der Kirche gemeldet werden. Außerdem soll die Kommission gemäß des Kirchen- und Zivilrechts angemessene Antworten im Fall von Missbrauch etwa durch Kleriker finden.
Internationale Politik
Weltnachrichten
RUSSLAND
Nawalny verurteilt
Moskau - In einem weiteren umstrittenen Prozess hat ein russisches Gericht den inhaftierten Kremlgegner Alexej Nawalny zu insgesamt neun Jahren Straflager verurteilt. Richterin Margarita Kotowa ordnete am Dienstag nach einer stundenlangen Rede zudem besonders harte Haftbedingungen an. In die neun Jahre Haft werden alle bisherigen Strafen gegen den 45-Jährigen mit eingerechnet, wie Nawalnys Anwältin Olga Michajlowa im Anschluss mitteilte. Nawalny könnte demnach bis 2030 in Haft bleiben. Seine Anwältin kündigte Einspruch an. Zudem soll der Oppositionelle, der als bekanntester Gegner von Präsident Wladimir Putin in Russland gilt, 1,2 Millionen Rubel Strafe (umgerechnet 8200 Euro) zahlen. Der Prozess wurde Nawalny in seinem Straflager rund 100 Kilometer östlich von Moskau in Pokrow gemacht.
NORDKOREA
Neuer Raketentest
Seoul - Nordkorea hat möglicherweise seinen bisher größten Test einer Langstreckenrakete unternommen und damit die USA und ihre ostasiatischen Alliierten herausgefordert. Nach Angaben Südkoreas und Japans feuerte Nordkorea am Donnerstag eine atomwaffenfähige Interkontinentalrakete (ICBM) ab. Südkoreas Präsident Moon Jae In warf dem isolierten Nachbarn vor, den selbst auferlegten Teststopp für ICBM vollends durchbrochen und gegen UN-Resolutionen verstoßen zu haben. Die US-Regierung verurteilte den Start der mutmaßlichen ICBM, die auch US-Territorium erreichen könnte, aufs Schärfste. Die Tür zur Diplomatie sei dennoch weiter geöffnet. In diesem Jahr hatte Nordkorea bereits mehrfach Raketen getestet. Nordkorea hatte zuletzt 2017 drei Tests mit einer ICBM durchgeführt.
AFGHANISTAN
Schule verwehrt
Kabul - Entgegen ihrer Zusage haben die militant-islamistischen Taliban Mädchen in Afghanistan den Besuch weiterführender Schulen verwehrt. Bis auf Weiteres bleibe Schülerinnen ab der 7. Klasse die Teilnahme am Unterricht untersagt, teilte das Bildungsministerium laut der staatlichen Nachrichtenagentur Bachtar mit. Zunächst solle für Mädchen eine Schuluniform entworfen werden, die sich nach den Werten der islamischen Scharia sowie der afghanischen Kultur und Tradition richte. Im Land selbst und international wurde Kritik laut. Die Taliban hatten zuvor eigentlich angekündigt, unter Auflagen dürften mit Beginn des neuen Schuljahres am Mittwoch auch Mädchen weiterführender Schulen ab der 7. Klasse wieder am Unterricht teilnehmen.
BELGIEN
Atomausstieg verschoben
Berlin - Die belgische Regierung hat am Freitagabend mitgeteilt, dass Block 3 des Atomkraftwerkes Tihange nahe der deutschen Grenze und Block 4 des Kraftwerkes Doel bei Antwerpen zehn Jahre länger laufen sollen - bis mindestens Ende 2035. Mit der Verschiebung des Atomausstiegs will Belgien auch angesichts des Ukraine-Krieges und zuletzt stark gestiegener Energiepreise seine Energiesicherheit gewährleisten. Die deutsche Bundesumweltministerin Steffi Lemke bedauerte die Entscheidung Belgiens, den Atomausstieg zu verschieben und die Laufzeiten zweier Atommeiler um zehn Jahre zu verlängern. Zugleich bekräftigte sie die generelle Abkehr von der Kernenergie in Deutschland.
FRANKREICH
Gedenken
Toulouse - Zehn Jahre nach einem islamistischen Anschlag auf eine jüdische Schule in Toulouse wollen die Präsidenten Frankreichs und Israels der Opfer gedenken. Neben Emmanuel Macron und Isaac Herzog nimmt an den Feierlichkeiten am Sonntag in Toulouse auch der Rat der jüdischen Institutionen Frankreichs (CRIF) teil. Am 19. März 2012 hatte der Islamist Mohamed Merah vor der jüdischen Schule in Toulouse drei Kinder und einen Lehrer erschossen. Tage zuvor hatte er drei Soldaten umgebracht. Polizisten erschossen den Attentäter nach einer Belagerung von dessen Wohnung. Vor seinem Tod erklärte der 23-Jährige, dem Terrornetzwerk Al-Kaida nahezustehen. Nach wie vor sind antisemitische Übergriffe in Frankreich ein Problem. 2020 wurden in Frankreich 339 antisemitische Verstöße gemeldet.
GROSSBRITANNIEN
Warnstufe herabgesetzt
London/Belfast - Die britische Regierung hat die Terrorwarnstufe für die ehemalige Bürgerkriegsprovinz Nordirland heruntergesetzt. Wie Nordirland-Minister Brandon Lewis am Dienstag mitteilte, ist es das erste Mal seit Einführung des Warnsystems im Jahr 2010, dass die Gefahr von Anschlägen von der zweithöchsten („severe“) auf die dritte Stufe („substantial“) herabgesetzt wurde. Anschläge gelten demnach weiterhin als wahrscheinlich, aber nicht mehr als sehr wahrscheinlich. Die Einstufung wird vom Zentralen Terroranalysezentrum der Regierung und dem Inlandsgeheimdienst MI5 vorgenommen. Die positivere Einschätzung zeige, dass Nordirland erhebliche Fortschritte gemacht habe und weiterhin mache, hin zu einer friedlicheren, erfolgreicheren und sicheren Zukunft, sagte Lewis. Man dürfe aber nicht selbstzufrieden werden, warnte der Minister. (dpa/wvg)
Wirtschaft in Kürze
Geschäftsnachrichten
Compañía General de Combustibles
Dieses Erdölunternehmen des Eurnekian-Konzerns Corporacion América (das früher der Familie Soldati gehörte), hat einen Investitionsplan für u$s 300 Mio. bekanntgegeben. Der Präsident der Firma, Hugo Eurnekian, sprach zu diesem Zweck mit Wirtschaftsminister Martín Guzmán und Energiesekretär Dario Martínez. Corporación America, geleitet von Eduardo Eurnekian (Großonkel von Hugo), die die argentinischen Flughäfen betreibt, stieg 2013 in das Erdölgeschäft ein, als sie Southern Cross (von Norberto Morita) den Anteil von 81% an Sociedd Comercial del Plata für u$s 200 Mio. kaufte, Zwei Jahre später kaufte sie 26 zugeteilte Erdölgebiete in der Provinz Santa Cruz von der brasilianischen Petrobras für u$s 101 Mio. 2021 übernahm sie dann die lokalen Aktiven der chinesischen Sinopec. Jetzt will die Firma zunächst u$s 128 Mio. in Santa Cruz investieren, auch zur Förderung in nicht konventionellen Lagern von “tight gas”. Ebenfalls soll die Förderung im Golf von San Jorge intensiviert werden, die von Sinopec aufgenommen worden war.
Bioceres
Dieses lokale Unternehmen, das sich mit biologischer Pharmaindustrie befasst, hat über ihre Einheit Bioceres Crop Solutions die US-Firma Marrone Bioinnovations für u$s 243 Mio. gekauft. Das erlaubt dem Konzern eine stärkere Präsenz auf dem Gebiet der biologischen Produkte für die Landwirtschaft. Der Kauf erfolgte über Aktien von Bioceres, so dass es sich im Wesen um eine Fusion handelt. Es wird jetzt ein Synergiegewinn von u$s 8 Mio. pro Jahr erwartet, weil bestimmte Bereiche beider Unternehmen vereinheitlicht werden.
Andreani
Dieses Postunternehmen, das sich auf Paketvertrieb spezialisiert, hat ein Investitionsprogramm von u$s 30 Mio. in Anlagen und die Ausweitung mit 10 neuen Filialen angekündigt. 2021 hat Andreani 49 Mio. Paketsendungen durchgeführt, Lieferungen in 22 Mio. Haushalte vollzogen und etwa 100 Mio. Dosen Impfstoffe gegen Covid verteilt, und dabei die Logistikkosten der ersten 16,5 Mio. übernommen. Außerdem wurden 2021 bedeutende Investitionen vollzogen, um das Verfahren der Paketsortierung zu mechanisieren.
Pampa Energía
Dieses Energieunternehmen, kontrolliert von Marcelo Mindlin, das den größten Anteil an der landesweiten Stromerzeugung hat, aber auch Gas und Erdöl fördert, hat für dieses Jahr Investitionen von insgesamt u$s 400 Mio. vorgesehen, u$s 150 Mio. mehr als 2021. Die Gasförderung soll von 7 auf 11 Mio. Kubikmeter zunehmen. Die Stromerzeugung soll durch die Erweiterung des Windenergieparks erfolgen, die eine Investition von u$s 120 Mio. beansprucht. Im Jahr 2021 erreichte die Firma einen Umsatz von umgerechnet u$s 1,5 Mrd., 41% über dem Vorjahr, und einen Gewinn von u$s 236 Mio., der sich mit einem Verlust von u$s 367 Mio. im Vorjahr vergleicht.
Wintershall Dea
Die lokale Filiale dieses deutschen Erdölunternehmens, beabsichtigt, binnen 4 Jahren E 350 Mio. (etwa u$s 385 Mio.) in Gasförderung zu investieren, In diesem Sinn hat die Firma vor kurzem ihre Erdölfelder Aguada Federal und Bandurria Norte, beide in Vaca Muerta, an die Firma Vista Oil verkauft, um sich auf Gas zu konzentrieren. Die jetzt vorgesehenen Investitionen schließen das Fenix-Projekt in Feuerland ein, wo Windershall eine Partnerschaft mit der französischen Total und auch mit Pan American Energy (Gruppe Bulgheroni, BIP und ein chinesisches Unternehmen) eingegangen ist. Thilo Wieland, Vorstandsmitglied von Wintershall, und Manfred Boeckmann, lokaler Geschäftsführer, erklärten, dieses Projekt werde im Laufe dieses Jahres genau definiert. Im Jahr 2021 stellte das Argentinien-Geschäft 11% des globalen Portefeuilles von Wintershall dar. In Neuquén und Tierra del Fuego fördert das Unternehmen täglich 66.000 .Barrel in äquivalenter Erdölmenge, die jetzt verdoppelt werden soll, Wintershall war letztes Jahr der fünftgrößte Gasproduzent im Land.